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Störung des Baugrundes durch Kampfmittelerkundungen 
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Die Verantwortung für eine bekannte Gefahr durch Kampfmittel muss durch den Flächeneigentümer getragen werden. Dies 
bedeutet, dass vor einem Eingriff in den Untergrund, dieser sich zu vergewissern hat, dass eine Gefährdung Dritter ausgeschlos-
sen ist. Im Regelfall sollte deshalb bereits in der Grundlagenermittlung die Kampfmittelfreiheit beim zuständigen Kampfmittel-
räumdienst abgefragt werden. Falls eine Suche nach verborgenen Kampfmitteln erforderlich ist, steht eine Vielzahl von Untersu-
chungsmethoden zur Verfügung. Die eingesetzten Methoden sind von dem zu erwartenden Bombenhorizont, dem geplanten 
Eingriff in den Untergrund und der bestehenden Bebauung abhängig. Bei Untersuchungsmethoden, die es erforderlich machen, in 
den Untergrund einzugreifen (Bohrungen, Suchschächte, Spüllanzen etc.), kommt es naturgemäß zu erheblichen Veränderungen 
des Baugrundes. Diese können zudem bereits bestehende Bauwerke in ihrer Standsicherheit gefährden. Es sind deshalb bereits in 
der Planung und Ausschreibung von Maßnahmen zur Kampfmittelsuche Sicherungsmaßnahmen zu planen und auszuführen, die 
die geotechnischen Eigenschaften weitgehend erhalten, Veränderungen minimieren oder sogar verbessern. 
 
 
1 Gefahr aus der Vergangenheit 
 
Dass verborgene Kampfmittel aus dem ersten und zwei-
ten Weltkrieg eine Gefahr darstellen, ist uns spätestens 
seit dem Unglück von Göttingen in 2009, bei dem drei 
Menschen ums Leben kamen, medienwirksam ins Ge-
dächtnis gerufen worden. 
Leider ist vielen Eigentümern von Flächen in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht bekannt, dass sie seit 
dem Jahre 2005 die Verantwortung übernehmen, wenn 
von ihren Flächen, bei einem bekannten Kampfmittel-
verdacht eine Gefährdung der Allgemeinheit ausgeht. 
 
In Hamburg wurden zum Beispiel im Jahre 2009 (Zeit-
online 2009) folgende alte Kampfmittel geborgen: 
•   19 Sprengbomben 
• 116 Stabbrandbomben 
•   29 Phosphorbrandbomben 
•   83 Granaten  
•     1 Tellermine 
•     2 Panzerfäuste 
•   58 kg loser Sprengstoff 
•   23 Handgranaten 
 
Dies ergibt nach Angaben des Kampfmittelräumdienstes 
eine Summe von 8,619 Tonnen Sprengstoff. 
 
Vom Kampfmittelräumdienst werden z. B. in Hamburg 
noch 2900 Sprengbomben und in Berlin noch 3000 
Sprengbomben vermutet. Diese Zahlen zeigen auf, dass 
wirklich eine Gefährdung der Personen, die sich mit 
dem Baugrundaufschluss beruflich befassen müssen, 
besteht. Dies gilt ebenso für Tätigkeiten bei der Errich-
tung der entsprechenden Bauwerke oder für Ausbagge-
rungen sowie Abgrabungen. 
 
Aus Gründen der allgemeinen Sicherheit und Ordnung 
hat der Kampfmittelräumdienst seit nun mehr 69 Jahren 
die Aufgabe, bei Eingriffen in den Untergrund die Ge-
fährdung sowohl der Beteiligten als auch Dritter durch 
verborgene Kampfmittel auszuschließen bzw. zu mini-
mieren. Bis 2005 war originär der im jeweiligen Bun-
desland organisierte Kampfmittelräumdienst für die 
Suche, Entschärfung und Beseitigung zuständig.  
 
Seit 2005 haben sich diese Aufgaben der Suche nach 
verborgenen Kampfmitteln auf die Eigentümer der je-




Bild 1: Unterwassersprengung einer Bombe  
Quelle: Schollenberger 2011 
 
 
2 Rechtliche Grundlagen 
Bei der Suche und Räumung von Kampfmitteln greifen 
eine Reihe von Gesetzen und Verordnungen. Zunächst 
muss hierfür der Begriff „Kampfmittel“ definiert wer-
den. 
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Kampfmittel im Sinne der Kampfmittelverordnungen 
sind gewahrsamslos gewordene, zur Kriegsführung 
bestimmte Gegenstände und Stoffe militärischer Her-
kunft und Teile solcher Gegenstände, die 
1. →  Explosivstoffe oder Rückstände dieser Stoffe 
enthalten oder aus Explosivstoffen oder deren 
Rückständen bestehen, 
2. →  Chemische Kampf-, → Nebel-, → Brand- oder 
Reizstoffe oder Rückstände dieser Stoffe ent-
halten oder 
3.  Kriegswaffen oder wesentliche Teile von 
Kriegswaffen sind 
(AH-KMR, 2007, TA Kampfmittel Hamburg, 2013) 
Hierbei handelt es sowohl um offen zutage liegende 
oder im Untergrund verborgene Kampfmittel. 
Abzugrenzen gegenüber Kampfmitteln sind die Kampf-
stoffe gem. BBodSchG. Bei Kampfstoffen handelt es 
sich um nicht zündfähige Explosivstoffe und deren 
Abbauprodukte (s. BodSchV). 
 
 
2.1 Verantwortlichkeiten und Haftung 
 
Die Zuständigkeiten für die Suche und Identifizierung 
von Kampfmitteln werden im Wesentlichen durch län-
derspezifische Verordnungen und Verwaltungsvor-
schriften geregelt. Weiterhin gelten für Bundesliegen-
schaften (z.B. Übungsplätze) bundesspezifische Vor-
schriften. Inwieweit für Bundesliegenschaften, länder-
spezifische Vorschriften und Regelungen gelten, ist für 
jeden Einzelstandorte beschrieben.  
 
Für Flächen und Standorte, die nicht im öffentlichen 
Eigentum sind, gelten in jedem Fall die länderspezifi-
schen Vorschriften (z.B. TVO Kampfmittel). In diesem 
Zusammenhang muss darauf hingewiesen werden, dass 
bei der Kampfmittelsuche auch andere umweltrechtliche 
Vorschriften zu beachten sind und eingehalten werden 
müssen (z.B. Bodenschutz- und Altlastengesetz, Ab-
fallGesetz, Kreislaufwirtschaftsgesetz etc.). 
 
Für die Räumung, Entschärfung und Beseitigung zünd-
fähiger Kampfmittel geht die Verantwortung nach der 
Identifizierung auf den staatlichen Kampfmittelräum-
dienst über. 
 
Bei der Haftung sind zunächst die öffentliche Haftung 
im Sinne der Schadenshaftung nach §839 BGB sowie 
Art. 34 GG und die Haftung Privater im Sinne des §823 
BGB zu unterscheiden. Bei privaten Eigentümern resul-
tieren weitere Haftungsansprüche aus vertragsrechtli-
chen Gründen. 
 
Die Einzelfragen bezüglich einer staatlichen oder privat-
rechtlichen Haftung werden sich im Detail auf eine 
Verletzung der Versicherungspflicht, Organisations-
mängel, vertragsrechtliche Ursache und nicht zuletzt auf 
die Gutachterhaftung beziehen. 
 
Beim Eintritt einer strafrechtlichen Verantwortlich-
keit kann sich diese immer nur auf eine natürliche 
Person richten. Körperschaften (z.B. Ämter, Büros) 
sind von einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit aus-
geschlossen. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
greift auch bei einem Organisationsverschulden und bei 
Delegationsverantwortung („Linienverantwortung“). 
 
Aufgrund dieser Rechtslage ist es für jeden, der mit 
Bauplanungen und dem eigentlichen Bauen verantwort-
lich befasst ist, erforderlich, bereits bei der Grundla-
genermittlung das Thema „Kampfmittelfreiheit“ zu 
berücksichtigen. Die Kampfmittelberäumung sollte in 
jedem Fall auch in die Berechnung der Planungs- und 
Bauzeiten für ein Projekt einbezogen werden; das Glei-
che gilt auch für die Kosten. 
 
 
Bild 2: Sprengung von Munition 





Bei den Untersuchungstechniken können zunächst die 
prinzipiell zerstörungsfreien Detektionsverfahren und 
die Suche mittels Aufgrabungen oder Bohrungen unter-
schieden werden. Für ein tiefer gehende Informationen 
über die physikalischen Grundlagen der Messsysteme 
gibt es eine Reihe von weiterführender Literatur. Als 
Beispiel sei hier das „Handbuch zur Erkundung des 
Untergrundes von Deponien und Altlasten, Band 3 
(Geophysik)“, Knoedel, Krümmel & Lange, Springer-
Verlag, 1997, genannt. 
 
Die Detektionsverfahren beruhen auf unterschiedlichen 
geophysikalischen Methoden. Überwiegend werden 
aufgrund der ferromagnetischen Eigenschaften der Um-
hüllungen von Kampfmitteln magnetische und elektro-
magnetische Verfahren eingesetzt. Neben dem bekann-
ten Minensuchgerät (aktives Verfahren) zum Aufspüren 
oberflächennaher Kampfmittel kommen überwiegend 
passive Systeme wie verschiedene Magnetometer zum 
Einsatz. Neben den magnetischen Verfahren werden 
aber auch andere geophysikalische Methoden, wie Gra-
vimetrie, Seismik und Erdwiderstandsmessungen, ein-
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gesetzt. Die Methodik wird entsprechend der zu unter-
suchenden Fragestellung (z.B. Kleinmunition, tieflie-
gende Bomben) ausgewählt. 
 
Bei den sog. „Standardmethoden“ handelt es sich um 
die Methoden, mit denen heute ein großer Teil der Su-
che nach Kampfmitteln wirtschaftlich günstig und 
schnell abgearbeitet wird. 
 
Als eine der Standardmethoden wird für die Suche nach 
oberflächennaher Munition und Minen das bekannte 
Minensuchgerät eingesetzt. Es handelt sich hierbei um 
ein aktives System, bei dem der Durchmesser der akti-
ven Spule (gleich Gerätebreite) gleich der Detektionstie-
fe ist – im Regelfall bis zu 0,5 m. Um auch nach tiefer 
liegenden Störkörpern zu suchen, wird heute im Regel-
fall bei den Sondierungen Magnetometer (z.B. Gradio-
meter) verschiedener Hersteller eingesetzt. 
 
 
Bild 3: Einsatz eines Gradiometers bei der Bergung 
von Munition 
Quelle: Schollenberger 2011 
 
Das Funktionsprinzip beruht bei dieser Methode auf der 
Veränderung des magnetischen Flusses (umgangs-
sprachlich einfach „Magnetfeld“) durch ferromagneti-
sche Störkörper im Untergrund. 
 
Das Magnetometer erfasst die Abweichung von dem am 
jeweiligen Ort bestehenden, natürlichen magnetischen 
Fluss. Aus diesem Grunde muss die Messeinrichtung 
vor der eigentlichen Messung auf das jeweilige natürli-
che Magnetfeld kalibriert werden. 
 
Für die Oberflächensondierung können einzelne Magne-
tometer zusammengefasst und als Liniensonde einge-
setzt werden. Die Auswertung der Messwerte erfolgt 
über spezielle Software, die eine graphische Darstellung 
der Unterschiede in der magnetischen Flussdichte dar-
stellt. Mit solchen Oberflächensondierungen können 
große Flächenareale zügig abgearbeitet werden. 
 
Bild 4: GPS gesteuertes Sondenarray im Einsatz 
Quelle Schollenberger 2011 
 
 
Bild 5: GPS gesteuertes Sondenarray im Einsatz 
Quelle Schollenberger 2011 
 
Bei wasserseitigen Untersuchungen kommen neben 
magnetischen auch häufig gravimetrische Verfahren 
zum Einsatz. Weiterhin werden für große Areale und 




Bild 6: GPS gesteuertes Messboot im Einsatz 
Quelle Hirdes 2011 
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4 Durchführung der Kampfmittelsuche 
 
Aufgrund der in Abschnitt 2 beschriebenen rechtlichen 
Rahmenbedingungen ist es erforderlich, bei geplanten 
Baumaßnahmen, die in den Untergrund eingreifen, in 
jedem Fall sicherzustellen, dass bei der Maßnahme 
keine Gefährdung Dritter durch verdeckte Kampfmittel 
auftreten kann. Hierfür hat sich der Bauherr sicherzu-
stellen, dass für die Fläche eine Freigabe durch den 
Inhaber eines Befähigungsscheins nach § 20 Spreng-
stoffgesetz (SprengG) oder durch den Kampfmittel-
räumdienst (KRD) des jeweiligen Bundeslandes erfolgt 
ist. 
 
Im Regelfall wird der Bauherr deshalb eine Anfrage auf 
Gefahrenerkundung an den zuständigen Kampfmittel-
räumdienst stellen. Wenn sich aus dem Bescheid des 
KRD ein Verdacht ergibt, so ist der Bauherr aus rechtli-
chen Überlegungen aufgefordert, eine Untersuchung auf 
Kampfmittel durchführen zu lassen. Es ist sinnvoll, vor 
der Beauftragung einer Fachfirma für die Kampfmittel-
sondierung zunächst selbst oder durch ein beauftragtes 
Ingenieurbüro eine Grundlagenermittlung durchzufüh-
ren. In dieser Grundlagenermittlung wird sowohl die Art 
als auch die Tiefe des Verdachtshorizontes (das ist der 
Tiefenbereich in dem die Kampfmittel vermutet wer-
den) bestimmt. Diese Grundlagenermittlung stellt nur 
eine Empfehlung für die verantwortliche Person (§20 
SprengG) dar. Den tatsächlich zu untersuchenden 
Horizont legt die verantwortliche Person fest. 
 
In der Grundlagenermittlung würde bereits die konkrete 
Vorplanung des Bauvorhabens berücksichtigt. 
 
Nach dem Vorliegen der Grundlagenermittlung sollte 
durch den Bauherrn oder durch ein beauftragtes Ingeni-
eurbüro eine Planung und Ausschreibung der Kampf-
mittelsondierarbeiten erfolgen. Für die öffentlichen 
Auftraggeber ist dies gem. Vergaberichtlinien des Bun-
des bzw. der Ländern zwingend. Bei schwierigen Bau-
grundverhältnissen oder bei bestehender Bebauung (z.B. 
Kaianlagen, Spundwände) empfiehlt es sich, vor der 
eigentlichen Ausschreibung Testfelder zu planen und 
auszuführen, um zu prüfen, ob die vorgesehenen Detek-
tionsverfahren überhaupt sinnvoll eingesetzt werden 
können. 
 
Als Ergebnis der Kampfmitteluntersuchung erstellt die 
ausführende Firma eine Dokumentation und einen Frei-
gabebericht für den Bauherrn. Der Freigabebericht wird 
im Regelfall durch die ausführende Firma dem zustän-
digen KRD zur Prüfung zugestellt. Die Flächenfreigabe 
erfolgt entweder durch den KRD (des Landes) oder 











Bayern  X 
Brandenburg  X 
Berlin X  
Bremen X  
Hamburg  X 








Rheinland-Pfalz  X 
Saarland X X 
Sachsen X  




Thüringen  X 
 
Tab. 1: Länderspezifische Flächenfreigabe 
 
Grundsätzlich lässt sich die Vorgehensweise wie folgt 
zusammenfassen: 
 
1. Grundlagenermittlung und historische Recherche 
2. Ausschreibung und Vergabe 
• Ingenieurleistungen 
• Gewerbliche Leistungen 
3. Durchführung der Kampfmittelsondierung 
4. Räumung konkreter Verdachtspunkte 
5. Dokumentation und Freigabe 
 
5 Auswirkungen der Kampfmittelsuche auf 
den Baugrund 
 
Die Untersuchung auf Kampfmittel führt bei einer aus-
schließlichen Oberflächensondierung mit dem unter 
Abschnitt 4 beschriebenen Verfahren zu keinen negati-
ven Auswirkungen auf den Baugrund. Diese Verfahren 
haben aber beim Auftreten von magnetischen Störungen 
im Untergrund Grenzen in ihrer Auflösung. 
 
Es ist deshalb häufig erforderlich, in den Baugrund 
durch Bohrungen oder Aufgrabungen einzugreifen. Im 
Bereich von Bombenblindgängerverdachtspunkten ist in 
jedem Fall durch die jeweilige TA Kampfmittel eine 
Tiefensondierung oder Aufgrabung bei konkretem Ver-
dacht vorgeschrieben. Diese Eingriffe können zur einer 
Entfestigung/Aufweichung des Baugrundes führen. 
 
Die Aufgrabungen können bei sog. Trümmerflächen 
großräumig oder bei einzelnen Verdachtspunkten auch 
kleinräumig erfolgen. In jedem Fall wird der anstehende 
Boden gelöst und die freigelegte Fläche anschließend 
sondiert (z.B. mit einem Magnetometer).  
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Bild 7: Großflächige Aufgrabungen zur Herstellung 
eines Sondierhorizontes GPS gesteuert  
Quelle G.E.O Monitoring 2010 
 
Bei kleineren und tiefreichenden Verdachtsbereichen 
(z.B. Bombenblindgängerverdachtspunkte oder im Be-
reich bestehender Bauwerke) wird auch ein spezieller 
Verbau aus Aluminium (keine magnetische Störungen) 
eingesetzt. 
 
Bei einer großflächigen Abgrabung kann der Baugrund 
in seinen Eigenschaften ggf. durch den Austausch von 
Bodenmaterial verbessert werden. In den meisten Fällen 
ist es möglich, dass der Baugrund in seinen ursprüngli-
chen Verhältnissen wieder eingebaut werden kann.  
 
Anders stellen sich die kleinräumigen, u.U. auch im 
Verbau ausgehobenen Bereiche dar. Hier kommt es im 
Allgemeinen zu einer Verschlechterung der Baugrund-
eigenschaften, weil ein verdichteter Einbau des Aus-
hubbodens i.d.R. nicht hergestellt werden kann. 
 
 
Bild 8: Bombenfund in einem Ringverbau  
Quelle Fa. Schollenberger 2008 
 
Aus Kostengründen werden die meisten tieferen Sondie-
rungen nicht im Verbau sondern in Bohrungen durchge-
führt. Hierfür werden mittels Hohlbohrschneckenboh-
rungen oder in Ausnahmefällen mittels Rammbohrun-
gen (TA Kampfmittel) Plastikrohre im Abstand von 2 m 
in den Untergrund eingebracht. In diesen Rohren wird 
anschließend die Messsonde eingesetzt und die Mes-
sung erfolgt dann von unten nach oben.  
 
Der Bohrabstand resultiert aus der Reichweite der Mag-
netometersonden (Radius gleich 1 m). Die Bohrteufe 
beträgt immer ein Meter mehr als die Unterkante des 
Verdachtshorizontes, weil die Magnetometersonden in 
jedem Bohrloch an das in der Bohrung bestehende, 
magnetische Differential angepasst werden müssen.  
 
 
Bild 9: Hohlbohrschnecke im Einsatz mit eingezeich-
netem Messraster (rot) 
Quelle Fa. Schollenberger 2008 
 
Die Tiefensondierung mittels Bohrungen führt in jedem 
Fall zu einer nachhaltigen Veränderung des Baugrun-
des. Diese resultiert aus dem notwendigen sehr geringen 
Bohrabstand, der Störung des Baugrundes im Randbe-
reich der Bohrung und einer schlechten Verfüllung des 
Bohrloches. 
Die Bohrabstände lassen sich bei der Kampfmittelson-
dierung nicht vergrößern, da die Reichweite der Mes-
sungen technisch bedingt derzeitig nicht erhöht werden 
kann.  
Bei bestehenden Bauwerken, die tief in den Untergrund 
einbinden (z.B. Stahlspundwände, Rückverankerungen) 
besteht zudem oft die Notwendigkeit den Abstand noch 
zu reduzieren.  
 
Aus Kosten- und Zeitgründen werden im Regelfall 
unverrohrte Bohrungen niedergebracht (z.B. Hohl-
bohrschnecke). Dies führt zu einer Auflockerung des 
Baugrundes, die auch durch eine teure Verpressung des 
Bohrloches nicht rückgängig gemacht werden kann. 
Unter Verpressung ist in diesem Fall nicht eine Zemen-
tierung zu verstehen, wie sie bei Bohrpfählen oder An-
kereinbauten durchgeführt wird. Die Verpressung er-
folgt im Allgmeinen mit Drücken bis zu 3 bar. Als Ver-
pressmaterial müssen zudem aus Umweltschutzgründen 
Ton/Zementgemische eingesetzt werden, die nach dem 
Aushärten in ihrer Festigkeit maximal einem Magerbe-
ton entsprechen. Die Materialien müssen sich flexibel 
an die Bohrwand anpassen. Im Bereich von Bodenkon-
taminationen wird durch die Genehmigungsbehörden 
häufig auch der Einsatz von reinen Quelltonen vorge-
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Bild 10: Bohrungen für eine Tiefensondierung  
Quelle iwb 2011 
 
Aufgrund des notwendigen Einbaus von Plastikpegeln 
in den Bohrlöchern wäre der Einsatz von Verpressge-
stängen sehr teuer. Aus diesem Grund erfolgt  
das Einbringen der Bohrverfüllung häufig von oben 
mittels Schlauch (s. Bild 11). 
 
 
Bild 11: Bohrlochverfüllung mittels Schlauch 
Quelle iwb 2011 
 
Bei wasserseitigen Kampfmittelsondierungen ist es 
ebenfalls oft notwendig tiefer in den Baugrund einzu-
greifen. Insbesondere bei Böschungen ist es durch die 
Deckwerkausbildung mit MHS-Schlacken oft erforder-





Bild 12: Deckwerksräumung mit Seilgreifer 
Quelle G.E.O. Monitoring 2010 
 
Bei tiefliegenden Störkörpern kann es bereits ab – 1,5 m 
unter Gewässersohle aus Arbeitsschutzgründen unum-
gänglich werden mit Verbauen zu arbeiten. 
 
 
Bild 13: Einsatz eines Spezialverbaues für die Gewäs-
sersondierung 
Quelle Fa, Hirdes 1999 
Neben dem Einsatz von Verbauen bei der Gewässer-
sondierung werden oft aus Kostengründen Spüllanzen 
zum Einsatz gebracht. Diese erzeugen in der Gewässer-
sohle Vertiefung/Löcher von sehr großen Abmessungen.  
 
Die Störungen des Baugrundes stellen bei der Gewäs-
sersondierung ein großes Problem dar, weil eine Verfül-
lung im Regelfall, technisch bedingt, nicht zu den glei-





Um die Auswirkungen der Kampfmittelsondierungen 
mittels Bohrverfahren auf die Baugrundeigenschaften 
bewerten zu können, wird derzeitig von der BAW ein 
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Forschungsvorhaben durchgeführt. In diesem Vorhaben 
werden auf verschiedenen Baugründen unterschiedliche 
Bohr- und Verfüllungstechniken eingesetzt. Hierbei 
wird der Baugrund vor und nachher auf seine geotechni-
schen Eigenschaften hin untersucht. Ein erster Feldver-
such wurde 2013 in Hamburg bereits durchgeführt. Die 





Bei Planungen für Bauwerke oder Eingriffen in den 
Untergrund besteht für den Bauherrn die Notwendigkeit 
zu prüfen, ob es verdeckte Kampfmittel im Untergrund 
gibt. Wenn dies der Fall ist, muss der Bauherr gewähr-
leisten, dass Dritte durch diese Kampfmittel nicht ge-
fährdet werden. Bei vielen Verdachtsflächen reicht eine 
zerstörungsfreie Oberflächensondierung nicht aus. Es ist 
deshalb bei der Kampfmittelsondierung notwendig in 
den Untergrund einzugreifen um die Kampfmittelfrei-
heit zu erzeugen. Die Bestätigung der Kampfmittelfrei-
heit ist bereits vor den eventuell notwendigen Bau-
grundaufschlüssen zu gewährleisten. Aus diesem Grund 
sollte der Bauherr oder der beauftragte Planer für die 
Kampfmittelsuche sowohl Zeitfenster als auch Kosten 
in die Projektplanung einplanen. Eine Tiefensondierung 
auf Kampfmittel führt im Regelfall zu einer Verände-
rung des Baugrundes. Aus diesem Grund ist es sinnvoll, 
die Sondierung vor ggf. notwendigen Baugrunduntersu-
chungen durchzuführen, um den Baugrund mit seinen 
Eigenschaften nach der Sondierung bewerten zu kön-
nen. Eine Baugrunduntersuchung mit gleichzeitigen 
flächigen Kampfmittelsondierungen ist aus rechtlichen 
Gründen nicht möglich. 
 
Ein Verzicht auf die Untersuchung bei Verdacht auf 
verdeckte Kampfmittel sollte aufgrund der persönlichen 
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